BFH Bundesfinanzhof %

Urteil vom 05. Juli 2012, V R 58/10

Zeitliche Bindungswirkung der Aufhebung einer Kindergeldfestsetzung - Zum zeitlichen Umfang der Priifung der
Kindergeldanspriiche durch das FG - Ablaufhemmung bei Kindergeldanspriichen - Sprungklage - Verpflichtungsklage
wegen Unterlassen eines Verwaltungsakts

BFH V. Senat

FGO & 40 Abs 1 Halbs 2, FGO § 44 Abs 1, FGO & 45 Abs 1, FGO § 46 Abs 1 S 1, AO & 155 Abs 4, AO & 171 Abs 3, AO &
347 Abs 1S 2, EStG & 63

vorgehend Sachsisches Finanzgericht , 01. Februar 2009, Az: 2 K 2215/07 (Kg)
Leitsatze

1. NV: Die Ablehnung oder Aufhebung der Kindergeldfestsetzung bindet nur bis zum Ende des Monats der Bekanntgabe
des Bescheides bzw. der Einspruchsentscheidung .

2. NV: Eine gegen den Aufhebungsbescheid gerichtete Klage erledigt sich daher in der Hauptsache, wenn wahrend des
finanzgerichtlichen Verfahrens der Aufhebungsbescheid aufgehoben und Kindergeld bis zu dem Monat der
Einspruchsentscheidung bewilligt wird .

Tatbestand

1 I Der Klager und Revisionsklager (Kldger) ist Vater des am 5. September 1988 geborenen Kindes F. F absolvierte in
der Zeit vom 6. August 2007 bis Ende August 2008 einen Aufenthalt als Au-pair in den USA.

2 Mit Bescheid vom 8. August 2007 hob die Beklagte und Revisionsbeklagte (Familienkasse) die Festsetzung des
Kindergeldes ab September 2007 auf, da F eine Beschaftigung aufgenommen habe, die den Anspruch auf
Kindergeld ausschliefie. Den hiergegen gerichteten Einspruch vom 9. August 2007 wies die Familienkasse mit
Bescheid vom 17. Oktober 2007 als unbegriindet zurlick.

3  Mit seiner Klage vor dem Finanzgericht (FG) verfolgte der Klager sein Begehren weiter. Mit Schriftsatz vom
4. Dezember 2008 kundigte die Familienkasse an, dem Klagebegehren teilweise abzuhelfen. Zwischenzeitlich sei
der Kindergeldanspruch bis November 2007 nachgewiesen worden. Uber den Zeitraum ab Dezember 2007 habe die
Familienkasse noch nicht entschieden. Einen entsprechenden Kindergeldantrag habe der Klager bislang nicht
gestellt. Mit Bescheid vom 15. Dezember 2008 setzte die Familienkasse fur den Zeitraum September bis November
2007 Kindergeld fest.

4  Die Beteiligten haben hinsichtlich der Monate September bis November 2007 den Rechtsstreit in der Hauptsache
fur erledigt erklart.

5 Das FG wies die Klage wegen Kindergeld Dezember 2007 bis August 2008 ab. Zur Begriindung fiihrte es im
Wesentlichen aus, es konne dahinstehen, ob die Klage flir den Zeitraum ab Dezember 2007 zulassig sei, denn
jedenfalls sei sie unbegriindet, da F keine Berufsausbildung absolviert habe.

6  Hiergegen wendet sich der Klager mit der Revision, die er auf die Verletzung materiellen Rechts stutzt.

7  Die Klage sei zuldssig und begrundet. Das Gericht sei nicht aufgrund einer Bindungswirkung des ablehnenden
Bescheides an einer Entscheidung gehindert. Es habe im Rahmen der Verpflichtungsklage nach rechtsstaatlichen
Prinzipien die Voraussetzungen fur den Bezug des Kindergeldes selbst weiter aufzuklaren.

8  Der Klager beantragt sinngemag,
das angefochtene Urteil aufzuheben und die Familienkasse unter Aufhebung des Bescheides vom 8. August 2007 in
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Gestalt der Einspruchsentscheidung vom 17. Oktober 2007 zu verpflichten, Kindergeld fir F fiir den Zeitraum
Dezember 2007 bis August 2008 festzusetzen.

9 Die Familienkasse beantragt,
die Revision zurlickzuweisen.

Entscheidungsgrunde

10 Il. Die Revision des Klagers ist unbegrindet. Das FG hat zwar zu Unrecht dahinstehen lassen, ob die Klage zuldssig
ist und die Klage als unbegriindet abgewiesen. Gleichwohl ist der Tenor seines Urteils zutreffend. Die Revision ist
deshalb insgesamt gemaf & 126 Abs. 4 der Finanzgerichtsordnung (FGO) mit der Mafdgabe zurlickzuweisen, dass die
Klage unzulassig war (vgl. Urteil des Bundesfinanzhofs --BFH-- vom 10. Januar 2007 | R 75/05, BFH/NV 2007, 1506,
m.w.N.).

11 1. Die auf Verurteilung zum Erlass eines Kindergeldbescheides fir die Monate Dezember 2007 bis August 2008
gerichtete Klage ist unzulassig.

12 a) Eine Klage, die auf Verurteilung zum Erlass eines unterlassenen Verwaltungsakts gerichtet ist (§ 40 Abs. 1
Halbsatz 2 FGO), ist --vorbehaltlich der 88 45 und 46 FGO-- nur zuldssig, wenn das Vorverfahren uber den
auBBergerichtlichen Rechtsbehelf ganz oder zum Teil erfolglos geblieben ist (§ 44 Abs. 1 FGO). Daran fehlt es hier.

13 Das mit dem Einspruch des Klagers vom 9. August 2007 eingeleitete und mit der Einspruchsentscheidung der
Familienkasse vom 17. Oktober 2007 abgeschlossene Vorverfahren betrifft nicht den Gegenstand der noch
anhangigen Klage. Einspruch und Einspruchsentscheidung beziehen sich auf den Aufhebungsbescheid vom
8. August 2007. Dieser entfaltet keine Bindungswirkung fir den Zeitraum Dezember 2007 bis August 2008.

14 b) Nach standiger Rechtsprechung des BFH bindet die Ablehnung oder Aufhebung der Kindergeldfestsetzung nur bis
zum Ende des Monats der Bekanntgabe des Bescheides bzw. der Einspruchsentscheidung (vgl. z.B. BFH-Beschluss
vom 2. November 2011 III B 48/11, BFH/NV 2012, 265, m.w.N.; BFH-Urteil vom 4. August 2011 Ill R 71/10, BFHE
235, 203, m.w.N.). Daraus ergibt sich zugleich, dass sich eine gegen einen Aufhebungsbescheid gerichtete Klage in
der Hauptsache erledigt, wenn wahrend des finanzgerichtlichen Verfahrens der Aufhebungsbescheid aufgehoben
und Kindergeld bis zu dem Monat der Einspruchsentscheidung bewilligt wird (vgl. BFH-Beschluss vom
19. Dezember 2008 11l B 163/07, BFH/NV 2009, 578).

15 Der Aufhebungsbescheid vom 8. August 2007 in Gestalt der Einspruchsentscheidung vom 17. Oktober 2007 traf
daher aufgrund seiner beschrankten Bindungswirkung nur fiir den Zeitraum bis Oktober 2007 eine Entscheidung.
Mit Bescheid vom 15. Dezember 2008, in dem Kindergeld flr die Monate September bis November 2007 gewahrt
worden ist, ist dem Begehren des Klagers auf Aufhebung des Aufhebungsbescheides in Gestalt der
Einspruchsentscheidung daher abgeholfen worden. Dementsprechend haben die Beteiligten den Rechtsstreit u.a.
fur September und Oktober 2007 Ubereinstimmend fir erledigt erklart.

16 c) Bringt der Berechtigte --wie im Streitfall-- im finanzgerichtlichen Verfahren zum Ausdruck, auch Kindergeld fur
einen nach Bekanntgabe der Einspruchsentscheidung liegenden Zeitraum erhalten zu wollen, ist zur Wahrung der
Rechte des Kindergeldberechtigten ausnahmsweise davon auszugehen, dass ein --aufier-halb des Klageverfahrens
liegender-- Antrag auf Kindergeld vorliegt (BFH-Urteil vom 22. Dezember 2011 11l R 41/07, BFHE 236, 144). Uber
diesen hat die Familienkasse bisher nicht entschieden. Insbesondere enthdlt der Bescheid vom 15. Dezember 2008,
wie die Familienkasse im Schriftsatz vom 4. Dezember 2008 mitgeteilt hat, keine Regelung fir den Zeitraum ab
Dezember 2007.

17 2. Ein Vorverfahren ist im Streitfall auch nicht ausnahmsweise unter den Voraussetzungen einer sog.
Sprungverpflichtungsklage nach & 45 Abs. 1 FGO entbehrlich.

18 Eine zulassige Sprungklage setzt voraus, dass die Familienkasse zuvor einen Antrag auf Erlass des begehrten
Verwaltungsaktes mindestens durch einen Verwaltungsakt abgelehnt hat (BFH-Urteil vom 19. Mai 2004 111 R 36/02,
BFH/NV 2004, 1655, m.w.N.). Daran fehlt es fur den Zeitraum ab Dezember 2007.

19 3. Die Voraussetzungen fur eine von Amts wegen zu prifende Untatigkeitsklage nach § 46 FGO liegen ebenfalls
nicht vor.
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24

Nach & 46 Abs. 1 Satz 1 FGO ist eine Verpflichtungsklage ab-weichend von & 44 FGO ohne vorherigen Abschluss des
Vorverfahrens zulassig, wenn uber einen auergerichtlichen Rechtsbehelf ohne Mitteilung eines zureichenden
Grundes in angemessener Frist sachlich nicht entschieden worden ist.

Ist kein Einspruch maglich, weil die Familienkasse Giber den Antrag auf Erlass eines Verwaltungsakts nicht
entscheidet, muss vor Erhebung der Klage ein sog. Untatigkeitseinspruch gemaft § 347 Abs. 1 Satz 2 der
Abgabenordnung (AO) eingelegt werden. Nach dieser Vorschrift ist ein Einspruch auch dann statthaft, wenn geltend
gemacht wird, dass Uber einen vom Einspruchsfiihrer gestellten Antrag auf Erlass eines Verwaltungsakts ohne
Mitteilung eines zureichenden Grundes binnen angemessener Frist sachlich nicht entschieden worden ist.

Ist --wie im Streitfall-- der Einspruch als Rechtsbehelf nicht nach § 348 AO ausgeschlossen, so ist eine
Verpflichtungsklage wegen Unterlassens eines beantragten Verwaltungsaktes grundsatzlich erst nach erfolglosem
Untatigkeitseinspruch zulassig (vgl. BFH-Urteile in BFH/NV 2004, 1655; vom 3. August 2005 | R 74/02, BFH/NV
2006, 19).

4. Der Senat weist vorsorglich darauf hin, dass bezuglich des Kindergeldanspruchs ab Monat Dezember 2007 noch
keine Festsetzungsverjahrung (&8 31 Satz 3 der im Streitjahr gultigen Fassung des Einkommensteuergesetzes
--EStG--, § 155 Abs. 4 AO, §8§ 169 bis 171 AO) eingetreten ist. Es greift eine Ablaufhemmung nach § 171 Abs. 3 AO
ein, da der Klager im finanzgerichtlichen Verfahren zum Ausdruck gebracht hat, Kindergeld auch fiir einen nach
Bekanntgabe der Einspruchsentscheidung lie-genden Zeitraum erhalten zu wollen (BFH-Urteil in BFHE 236, 144
Rz 48).

Bei der Entscheidung Uber den Kindergeldantrag wird die Familienkasse unter Berlicksichtigung des BFH-Urteils
vom 15. Mdrz 2012 11l R 58/08 (BFH/NV 2012, 1224) zu prufen haben, ob im Streitfall der Sprachaufenthalt der F im
Rahmen des Au-Pair Verhaltnisses als Berufsausbildung i.S. von § 62 Abs. 1, 8 63 Abs. 1 Satz 2 i.V.m. § 32 Abs. 4
Satz 1 Nr. 2 Buchst. a EStG anzusehen ist.

Quelle: www.bundesfinanzhof.de

Page 3 of 3


https://www.bundesfinanzhof.de/en/entscheidungen/entscheidungen-online/decision-detail/STRE201250587/

	Urteil vom 05. Juli 2012, V R 58/10
	Leitsätze
	Tatbestand
	Entscheidungsgründe


